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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 1 KR 26/11 B 
 
L 5 KR 3897/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 11 KR 1819/09 (SG Reutlingen) 
 
 
 
………………………………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
mhplus Betriebskrankenkasse, 
Franckstraße 8, 71636 Ludwigsburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Mai 2011 durch 

den Präsidenten   M a s u c h    sowie den Richter   Dr.  H a u c k    und  

die Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 26. Januar 2011 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu gewähren, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 26. Januar 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei der beklagten Krankenkasse versicherte Kläger ist mit seinem Begehren, eine 

stationäre medizinische Rehabilitationsmaßnahme zu erhalten, bei der Beklagten und in den 

Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung ua ausgeführt, die Voraus-

setzungen für die Gewährung der begehrten Leistung seien nicht erfüllt. Eine stationäre Re-

habilitationsbehandlung sei nicht erforderlich, da ambulante Therapiemaßnahmen ausreichten, 

etwa länger andauernde Krankengymnastik und analgetische Medikation, ggf auch eine 

ambulante Badekur (Urteil vom 26.1.2011 unter Bezugnahme auf den vorinstanzlichen Ge-

richtsbescheid). 

 

Mit seiner Beschwerde wendet sich der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil. Er beantragt zugleich, ihm Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines Rechts-

anwalts zu gewähren.  

 

 

II 

 

1. Der PKH-Antrag des Klägers ist abzulehnen, da er keinen Anspruch auf PKH unter Bei-

ordnung eines Rechtsanwalts hat. Nach § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114, § 121 ZPO kann 

nämlich einem bedürftigen Beteiligten für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann 

PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechts-

verfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es.  

 

Der Kläger kann aller Voraussicht nach mit seinem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Nach Durchsicht der Akten 

fehlen - auch unter Würdigung des Vorbringens des Klägers - Anhaltspunkte dafür, dass er 

einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe 

darlegen könnte. Die Sache bietet weder Hinweise für eine über den Einzelfall des Klägers 

hinausgehende grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache noch ist ersichtlich, dass das LSG 

entscheidungstragend von Rechtsprechung des BSG, des Gemeinsamen Senats der Obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG abgewichen sein könnte (Zulassungsgründe des 

§ 160 Abs 2 Nr 1 und 2 SGG). Das LSG hat vielmehr anknüpfend an die klare gesetzliche 

Regelung des § 40 Abs 2 Satz 1 SGB V die Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung 

einer stationären Rehabilitationsmaßnahme verneint, weil es vorrangige ambulante Therapie-

optionen für ausreichend erachtet hat. Es fehlt auch jeglicher Anhalt dafür, dass der Kläger 

einen die Revisionszulassung rechtfertigenden Verfahrensfehler des LSG bezeichnen könnte 

(Zulassungsgrund des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 
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2. Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht von einem gemäß 

§ 73 Abs 4 SGG vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet worden 

ist (zur Verfassungsmäßigkeit vgl BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7 mwN). Das somit nicht der 

gesetzlichen Form entsprechende Rechtsmittel ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 Satz 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als un-

zulässig zu verwerfen. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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